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Anspruch auf Teilhabe am Nachlass

A ls Pflichtteilsberechtig-
ter ist man nicht Erbe
geworden, hat jedoch

gegen den oder die Erben einen
schuldrechtlichen Anspruch
auf Teilhabe am Nachlass des
Erblassers. Wie aber findet
man heraus, wie hoch der
Pflichtteil ist?

Womöglich stand aufgrund
lebzeitiger Dissonanzen der
Pflichtteilsberechtigte nicht in
sehr gutem Kontakt zum Erb-
lasser, so dass er keinen Über-
blick hat, was der Nachlass
alles umfasst undwie hoch die-
ser ist. Die Informationsmög-
lichkeiten des Pflichtteilsbe-
rechtigten sind sehr be-
schränkt. Er kann beispielswei-
se nicht selbst bei Banken die
Kontostände erfragen. Ohne
aber genaue Kenntnis über die
Zusammensetzung und die
Höhe des Nachlasses, ist eine
korrekte Bezifferung des
Pflichtteils nicht möglich.

Hilfe für den
Pflichtteilsberechtigten
Hier hilft das Gesetz weiter.

Nach § 2314 BGB steht dem
Pflichtteilsberechtigten ein An-
spruch gegen den Erben auf
Auskunft und Wertermittlung
zu. Rechtsanwältin Alexandra
Oldekop von der Kanzlei Mal-
try empfiehlt hiervon Ge-
brauch zumachen.Wie aber ist
die Auskunft zu erteilen?
Der Erbe hat dem Pflicht-

teilsberechtigten ein soge-
nanntes Nachlassverzeichnis
vorzulegen. Hierin sind alle Ak-
tiva und Passiva des Erblassers

zum Zeitpunkt des Todes auf-
zuführen. Eine mündliche Aus-
kunft ist nicht ausreichend. Das
schriftliche Nachlassverzeich-
nis muss eine geordnete und in
sich geschlossene Aufstellung
darstellen.

Darüber hinaus hat der Erbe
den Pflichtteilsberechtigten
darüber zu informieren, ob der
Erblasser anderen Personen et-
was geschenkt hat. Der Umfang
und Zeitpunkt der Schenkung
sind anzugeben. Gegebenen-
falls hat der Erbe hierzu die
Kontoauszüge der letzten 10
Jahre des Erblassers zu über-
prüfen, ob Schenkungen vorge-
nommen wurden. Diese Infor-
mation ist wichtig, damit der
Pflichtteilsberechtigte prüfen
kann, ob ihm über den Pflicht-
teilsanspruch hinaus ein sog.
Pflichtteilsergänzungsan-
spruch zusteht. Macht der
Pflichtteilsberechtigte diese
Pflichtteilsergänzungsansprü-
che geltend, so steht wiederum
dem Erben gegen den Pflicht-
teilsberechtigten die Auskunft
zu, ob dieser Eigenschenkun-
gen erhalten hat.

Grundsätzlich besteht keine
Pflicht zur Vorlage von Belegen,

es sei denn, ein Unternehmen
gehört zum Nachlass.

Notarielles Verzeichnis
gibt Sicherheit

Meist stehen Erbe und
Pflichtteilsberechtigter in kei-
nem guten Verhältnis und
selbstverständlich hat der Erbe
ein Interesse daran, den Nach-
lass gering anzugeben. Als
Empfehlung von Rechtsanwäl-
tin Alexandra Oldekop sollte
man sich als Pflichtteilsberech-
tigter bei großem Misstrauen
hinsichtlich der Richtigkeit des
Verzeichnisses darüber Gedan-
ken machen, ob man gegebe-
nenfalls auf ein sogenanntes
notarielles Nachlassverzeich-
nis besteht. Ein solcher An-
spruch ist nach dem Gesetz ge-
geben. In diesem Fall hat dann
ein Notar das Nachlassver-
zeichnis über den Nachlass des
Erblassers zu erstellen und
selbst alle notwendigen Infor-
mationen von Banken, etc. ein-
zuholen. Auch über den Haus-
rat und alle vorhandenen
Nachlassgegenstände hat sich
der Notar selbst ein Bild zuma-

chen. Die Kosten des Notars fal-
len allerdings dem Nachlass
zur Last.

Wertermittlung über den
Sachverständigen
Persönliche Zerwürfnisse

zwischen dem Erben und dem
Pflichtteilsberechtigten sorgen
häufig dafür, dass um die Höhe
des Pflichtteils heftig gestritten
wird. Oftmals haben die Partei-
en über die Höhe des Wertes
einzelner Nachlassgegenstän-
de absolut unterschiedliche
Auffassungen.
Auch hier bietet das Gesetz

eine Möglichkeit, um mehr
Klarheit zu erhalten. Befinden
sich im Nachlass beispielswei-
se Immobilien, besondere
Wert-/Kunstgegenstände oder
Unternehmen, so steht dem
Pflichtteilsberechtigten zusätz-
lich ein sog. Wertermittlungs-
anspruch zu. Hier kann der
Pflichtteilsberechtigte also
ausdrücklich verlangen, dass
eine Bewertung des Nachlass-
gegenstands durch einen Sach-
verständigen mittels Gutach-
ten vorgenommen wird. Die
Kosten des Sachverständigen
sind allerdings vom Nachlass
zu tragen, so dass auch der
Pflichtteilsberechtigte sich an
diesen Kosten mittelbar betei-
ligt wird. Allerdings hat der
Pflichtteilsberechtigte nicht
das Recht den Sachverständi-
gen zu bestimmen. Der Erbe
darf sich diesen aussuchen. Es
muss sich dabei nicht unbe-
dingt um einen vereidigten
und öffentlich bestellten Sach-
verständigen handeln. Über
ausreichend Sachkunde muss
er aber schon verfügen und vor
allem unparteiisch sein. Natür-
lich ist einem bewusst, dass der
Erbe kein Interesse an einem
hohen Wert der Immobilie hat
und womöglich als Auftragge-
ber des Sachverständigen die-
sem entsprechende Hinweise
erteilt. Der Erbe sollte aller-
dings auch verstehen, dass die-
ses Gutachten der Friedensher-
stellung dienen sollte und – um
einen späteren Rechtsstreit zu
verhindern – hier vorsichtig
mit Hinweisen an den Sachver-
ständigen sein. Dem Pflicht-
teilsberechtigten ist es nämlich
erlaubt, das Sachverständigen-
gutachten überprüfen zu las-
sen. Dies dann allerdings auf
eigene Kosten. Kommt hier ein
anderes Ergebnis heraus, so ist
der Gerichtsstreit vorprogram-
miert und hier wird dann
nochmals ein vom Gericht be-
nannter Gutachter die Werter-
mittlung vornehmen. Man
kann sich vorstellen, welche
immensen Kosten dadurch al-
len Beteiligten zur Last fallen.

Tipp von Rechtsanwältin
Alexandra Oldekop von der
Kanzlei Maltry: Achtsam sollte
man sein, falls ein Nachlassge-
genstand nach dem Tod des
Erblassers – innerhalb von fünf
Jahren - verkauft wird. Die Be-
wertung orientiert sich dann
am tatsächlich erzielten Ver-
kaufspreis – also unabhängig
vom ermittelten Wert im Gut-
achten. Es muss sich aber um
ein „normales“ Verkehrsge-
schäft handeln und die Markt-
verhältnisse/Bausubstanz
müssen im Vergleich zum To-
deszeitpunkt unverändert ge-
blieben sein.

AlexandraOldekop
Rechtsanwältin

Pflichtteil: Auskunft und
Wertermittlung

Hat der Pflichtteilsberechtigte Zweifel am Nachlassverzeichnis, das ihm
der Erbe zur Verfügung stellt, kann er ein notarielles Nachlassverzeichnis
erstellen lassen. Symbolbild: ccvision

EigenenWillen festhalten

D er Bundesgerichtshof
hat sich Ende vergange-
nen Jahres in einer

weiteren Entscheidung damit
befasst, welche Anforderungen
eine Patientenverfügung erfül-
len muss, um in bestimmten
Lebenslagen den Abbruch
von lebenserhaltenden Maß-
nahmen gemäß dem in
der Verfügung geäußerten
Willen des Betroffenen sicher-
zustellen.

Dabei hat sich der Bundesge-
richtshof insbesondere noch-
mals eingehend damit beschäf-
tigt, in welcher Form der eige-

ne Wille in einer Patientenver-
fügung wiedergegeben werden
muss, um die damit gewünsch-
te Bindung an den geäußerten
Willen zu gewährleisten.

Keine allgemeinen
Anweisungen

Nicht ausreichend sind dem-
nach insbesondere allgemeine
Anweisungen, wie z.B. die Auf-
forderung, ein würdevolles
Sterben zu ermöglichen oder
zuzulassen, wenn ein be-
stimmter Therapieerfolg nicht
zu erwarten ist. Vielmehr muss
der Betroffene umschreibend
so konkret wir möglich festge-
legt haben, was und welche
Maßnahmen er in einer be-
stimmten Lebens- und Be-

handlungssituation will und
was nicht. Daraus ergibt sich
auch, dass bei Vorliegen eines
bereits bekannten Krankheits-
bildes zu unterlassende Maß-
nahmen in einer Patientenver-
fügung genau auf das Krank-
heitsbild abgestimmt werden,
und benannt werden sollte, in
welcher konkreten Behand-
lungssituation welche konkre-
ten ärztlichen Maßnahmen
durchgeführt werden bzw. un-
terbleiben sollen.
Rechtsanwältin Dr. Vanessa

Hohenbleicher von der Kanzlei
Seidl Hohenbleicher Mirz in
München rät daher, bestehen-
de Patientenverfügungen auf
den Prüfstand zu stellen und
ggf. mit der erforderlichen
Konkretisierung zu überarbei-
ten.

Entscheidung des
Bundesgerichtshofs
zur Wirksamkeit einer
Patientenverfügung

Wer die Abendzeitung täglich liest, weiß mehr!
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